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und des Umweltverträglichkeitsberichts, in keiner Weise vor.  
 
Die FANK bestätigt, dass die Tiefenlagerung nach wie vor die sicherste 
Entsorgungsoption ist. Die FANK betont, wie wichtig es ist, eine 
Entscheidungsdynamik aufrechtzuerhalten und einen partizipativen Prozess 
zu integrieren, der von einem unabhängigen Garanten der institutionellen 
Akteure unterstützt wird und eine Sensibilisierungsphase auf nationaler 
Ebene umfasst. 
 
Die FANK hat diese Stellungnahme in Absprache mit ihrem technischen 
Unterstützer Bel V verfasst. 

Datum des 
Inkrafttretens: 

2026-03-08 

 
Genehmigung des Dokuments 

Überarb
eitung 

Autor Überprüfung Genehmigung 

#  
 
 
 

  

 
Verbreitung 

Intern:  

Extern:  
Bel V:  



 
 

2026-01-07-FB-5-4-3-DE 
 
 

2/13 

 

NERAS:  

 

Minister der Sicherheit und des Innern: Bernard Quintin 



 
 

2026-01-07-FB-5-4-3-DE 
 
 

3/13 

 

Inhaltsverzeichnis 

1. CONTEXTE 4 

2. RAPPEL DE L’OBJECTIF DU PLAN DE GESTION 4 

3. CONSIDÉRATIONS LIMINAIRES 5 

3.1. Importance d’amorcer dès que possible le processus de sélection d’un site 5 

3.2. Processus décisionnel participatif : enjeux et liens avec la sûreté 5 

4. AVIS AFCN SUR LE PLAN DE GESTION 6 

4.1. Objectif de l’avant-projet d’arrêté royal 6 

4.2. Solution de gestion à long terme pour les déchets radioactifs 7 

4.3. Conformité de l’avant-projet d’arrêté royal avec les dispositions de la loi AFCN ainsi que ses 
arrêtés d’exécution 7 

4.4. Processus de sensibilisation et d’engagement sociétal au niveau national 8 

4.5. Approche volontaire de sélection de sites 9 

4.6. Création d’un garant 10 

4.7. Alternatives et stockage partagé 11 

5. CONCLUSION 11 

6. RÉFÉRENCES 12 
 

 

 
  



 
 

2026-01-07-FB-5-4-3-DE 
 
 

4/13 

 

1. Kontext 

Die Föderalagentur für Nuklearkontrolle (FANK) hat die Aufgabe, dafür zu sorgen, dass die 

Bevölkerung, die Arbeitnehmer und die Umwelt vor den Gefahren ionisierender Strahlung 

geschützt werden [1].  

Die FANK gibt diese Stellungnahme gemäß dem Gesetz vom 13. Februar 2006 [2] über die 

Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und Programme und die Beteiligung der 

Öffentlichkeit bei der Ausarbeitung der umweltbezogenen Pläne und Programme ab. Gemäß 

Artikel 12 dieses Gesetzes wurde die FANK als zuständige Regulierungsbehörde von der 

Nationalen Einrichtung für radioaktive Abfälle und angereicherte Spaltstoffe (NERAS) 

gebeten, eine Stellungnahme zum langfristigen Entsorgungsplan für konditionierte 

hochradioaktive und/oder langlebige Abfälle abzugeben [3]. Dieser Planentwurf stellt einen 

Vorschlag für den zweiten Teil der nationalen Politik für diese Abfälle dar, wobei der erste Teil 

durch den Königlichen Erlass vom 28. Oktober 2022 [4] festgelegt wurde. Er besteht aus dem 

Vorentwurf eines Königlichen Erlasses zur Festlegung des Entscheidungsprozesses für die 

nationale Politik im Bereich der langfristigen Entsorgung hochradioaktiver und/oder 

langlebiger radioaktiver Abfälle und dem dazugehörigen Bericht an den König. 

Die FANK hat diese Stellungnahme in Absprache mit ihrem technischen Unterstützer Bel V 

verfasst.  

Diese Stellungnahme beschränkt sich auf Aspekte, die in den Zuständigkeitsbereich der 

FANK fallen, nämlich die nukleare Sicherheit und Sicherung. Sie greift der Position der 

FANK in den nächsten Schritten des Entscheidungsprozesses, einschließlich des 

möglichen Antrags auf Genehmigung einer Tiefenlagerung und des 

Umweltverträglichkeitsberichts, in keiner Weise vor.  

 

Dieses Dokument umfasst: 

• Eine Erinnerung an das Ziel des langfristigen Entsorgungsplans für hochradioaktive 

und/oder langlebige radioaktive Abfälle (Abschnitt 2);  

• Einleitende Überlegungen zur Notwendigkeit, den Prozess der Standortauswahl so bald 

wie möglich in Gang zu setzen, sowie zum partizipativen Charakter des 

Entscheidungsprozesses (Abschnitt 3);  

• Die Stellungnahme der FANK zum Entsorgungsplan (Abschnitt 4). 

 

2. Erinnerung an das Ziel des Entsorgungsplans 

 

Der vorliegende Abschnitt gibt einen kurzen Überblick über das Ziel des Entsorgungsplans, der 

einen Vorschlag für den zweiten Teil der nationalen Politik darstellt.  

Sein Ziel ist es, den schrittweisen Entscheidungsprozess festzulegen, der zur Erstellung einer 

umfassenden nationalen Politik für die sichere Entsorgung hochradioaktiver und/oder 

langlebiger radioaktiver Abfälle führt. Er ergänzt damit den ersten Teil der nationalen Politik, 

die durch den Königlichen Erlass vom 28. Oktober 2022 [4] festgelegt wurde und die 

Tiefenlagerung als Vorentwurf für ein Konzept zur langfristigen Entsorgung dieser Abfälle 

identifiziert. 

Gemäß dem im Gesetz vom 13. Februar 2006 [2] über die Befreiung von der 

Umweltverträglichkeitsprüfung hat die NERAS für diesen Planentwurf in Übereinstimmung 
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mit der Stellungnahme des Beratungsausschusses vom 8. Dezember 2025 beschlossen, dass der 

Planentwurf von der Verpflichtung zur Umweltverträglichkeitsprüfung befreit werden kann. 

Gemäß diesem Gesetz [2] werden die Ergebnisse der öffentlichen Konsultation und die 

Stellungnahmen des Beratungsausschusses, des Föderalen Rates für nachhaltige Entwicklung, 

der Regionalregierungen, der FANK und anderer befragter Gremien von der NERAS im 

Vorschlag für eine nationale Politik berücksichtigt, der dem Ministerrat zur Verabschiedung 

vorgelegt wird. Die Vorlage beim Ministerrat erfolgt erst nach Stellungnahme der FANK zur 

neuen Fassung dieses Vorschlags gemäß den Bestimmungen in Artikel 179, Paragraph 6, 

Absatz 1 des Gesetzes vom 8. August 1980 [5]. 

 

3. Einleitende Überlegungen 

 
3.1. Wichtigkeit, so bald wie möglich mit der Standortauswahl zu beginnen1  

 

In ihrer Stellungnahme vom 15. Juni 2020 betonte die FANK, dass das Ausbleiben einer 

Entscheidung dazu führt, dass die Verantwortung für die Abfallentsorgung immer mehr auf 

künftige Generationen abgewälzt wird, während gleichzeitig die Risiken im Zusammenhang 

mit dem Betrieb von oberflächennahen Lagerstätten über längere Zeiträume hinweg zunehmen 

[6]. Diese führen zu einer steigenden Belastung in Bezug auf Wartung, Sanierung und Bau 

neuer Infrastrukturen sowie zu einem Anstieg der zu entsorgenden Abfallmengen. Je länger die 

Lagerung dauert, desto mehr beeinträchtigen politische, wirtschaftliche, soziale oder 

sicherheitsbezogene Unsicherheiten die Bedingungen für eine sichere Verwaltung. 

Darüber hinaus unterstreichen auch die Ergebnisse der ARTEMIS-Peer-Review2 [7] und die 

Schlussfolgerungen der öffentlichen Debatte „Jetzt für die Zukunft“ ([8], [9]) die Bedeutung 

einer kontinuierlichen Entscheidungsdynamik im Hinblick auf die Ausarbeitung einer sicheren, 

nachhaltigen und sozial akzeptablen Lösung für die langfristige Entsorgung von Abfällen. 

Die FANK hält es aus sowohl sicherheitstechnischer als auch ethischer Sicht für 

unerlässlich, den Entscheidungsprozess nicht zum Stillstand kommen zu lassen und so 

bald wie möglich mit der Standortauswahl zu beginnen. 

 
3.2. Partizipativer Entscheidungsprozess: Herausforderungen und Zusammenhang mit der 

Sicherheit 
 

Bei der Tiefenlagerung ist es entscheidend zu erkennen, dass die Art und Weise, wie 

Entscheidungen getroffen werden, einen erheblichen Einfluss auf ihre Akzeptanz und 

Wirksamkeit hat. Entscheidungen müssen auf fundierten Kenntnissen und vielfältigen 

Bedenken beruhen. Hier kommt der Begriff des partizipativen Entscheidungsprozesses ins 

Spiel. 

Der Begriff des partizipativen Entscheidungsprozesses bezieht sich auf alle Maßnahmen und 

Vorgehensweisen, die darauf abzielen, die Bürger in den politischen Entscheidungsprozess 

einzubeziehen. Diese Beteiligung kann mehr oder weniger direkt, mehr oder weniger inklusiv, 

 
1 Das Dokument verwendet den Begriff „Standort“ in allgemeiner Bedeutung: Es kann sich um einen oder 

mehrere Standorte handeln, auch wenn im Text der Einfachheit halber von „einem Standort“ die Rede ist.   
2 Peer Review 
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mehr oder weniger strukturiert sein, zielt jedoch insgesamt darauf ab, die Legitimität und 

Wirksamkeit des staatlichen Handelns zu stärken [10]. 

Die weltweit durchgeführten Projekte zur Tiefenlagerung zeigen, dass die Akzeptanz der 

Standortwahl weitgehend von einem partizipativen Ansatz abhängt. Initiativen, die die 

gesellschaftliche Dimension vernachlässigt haben, sind gescheitert. So zeigt die internationale 

Analyse, insbesondere in den Vereinigten Staaten, der Schweiz und Deutschland, wie wichtig 

ein offener und partizipativer Entscheidungsprozess ist, um die gesellschaftliche Akzeptanz zu 

gewährleisten.  

Ein partizipativer Entscheidungsprozess ermöglicht es, die Perspektiven verschiedener 

Interessengruppen wie Bürger, Gemeinschaftsgruppen und Experten zu integrieren und 

gleichzeitig die Standpunkte und Meinungen institutioneller Akteure wie der FANK und der 

NERAS zu berücksichtigen. Dadurch wird sichergestellt, dass die getroffenen Entscheidungen 

sowohl den Sicherheitsanforderungen als auch den Erwartungen der Gesellschaft entsprechen. 

Eine der wesentlichen Voraussetzungen, die in der öffentlichen Debatte „Jetzt für die Zukunft“ 

hervorgehoben wurde, ist die Einrichtung einer speziellen Governance-Struktur, die in dieser 

Stellungnahme als „Garant“ bezeichnet wird. Laut [9] wäre dieses Gremium dafür zuständig, 

den partizipativen Entscheidungsprozess zu überwachen und dafür zu sorgen, dass ethische, 

finanzielle, politische und administrative Aspekte bei der Entsorgung hochradioaktiver 

und/oder langlebiger Abfälle berücksichtigt werden und das Wissen erhalten bleibt. In diesem 

Zusammenhang sei angemerkt, dass zwei Studien durchgeführt wurden: eine zum ethischen 

Rahmen [11] und eine zur Rolle und Positionierung des Garanten [12]. 

Ein solcher Governance-Rahmen trägt dazu bei, die Kohärenz und Transparenz des 

Entscheidungsprozesses zu gewährleisten und gleichzeitig sicherzustellen, dass die Anliegen 

der verschiedenen Interessengruppen gebührend berücksichtigt werden. 

In dieser Hinsicht spielen Offenheit und Transparenz gegenüber der Zivilgesellschaft und der 

Öffentlichkeit eine wesentliche Rolle. Indem sie die Mobilisierung der kollektiven Intelligenz 

fördern, tragen sie nicht nur zur Verbesserung der Qualität des Entscheidungsprozesses bei, 

sondern unterstützen auch eine Dynamik der kontinuierlichen Verbesserung der Sicherheit [13]. 

Schließlich stehen diese gesellschaftlichen Aspekte in vollem Einklang mit der Anwendung der 

Grundprinzipien des Strahlenschutzes [14], insbesondere denen der Rechtfertigung und 

Optimierung des Schutzes. Die Berücksichtigung der Erwartungen, Werte und Anliegen der 

Gesellschaft trägt somit dazu bei, die getroffenen Wahlen zu verdeutlichen und die 

Entscheidungen im Bereich des Strahlenrisikomanagements zu stärken. 

Die FANK ist der Ansicht, dass die gesellschaftliche Basis ein wichtiger Bestandteil der 

Sicherheit ist. Solange keine als akzeptabel angesehene Lösung vorliegt, wird es schwierig 

sein, radioaktive Abfälle langfristig sicher und nachhaltig zu entsorgen. Genau in diesem 

Sinne ist ein partizipativer Entscheidungsprozess von großer Bedeutung, da er als Hebel 

zur Schaffung der Voraussetzungen für eine technisch sichere und robuste, sozial 

akzeptable und nachhaltige Lösung dient. 

 

4. Stellungnahme der FANK zum Entsorgungsplan 

 
4.1. Ziel des Vorentwurfs des Königlichen Erlasses  
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Artikel 2 des Vorentwurfs des Königlichen Erlasses [3] besagt, dass „der vorliegende Erlass 

die Umsetzung der Richtlinie 2011/70/Euratom des Rates vom 19. Juli 2011 zum Ziel hat“. Es 

handelt sich jedoch nur um eine teilweise Umsetzung.  

Die FANK empfiehlt, zu präzisieren, dass der Königliche Erlass auf eine teilweise 

Umsetzung der Richtlinie 2011/70/Euratom abzielt.  

Der Titel des Vorentwurfs des Königlichen Erlasses und die Einleitung des Berichts an den 

König (Abschnitt 1 – [3]) geben an, dass der Vorentwurf des Königlichen Erlasses zum Ziel 

hat, „den schrittweisen Entscheidungsprozess für die Einführung der anderen Teile der 

nationalen Politik festzulegen, um über eine vollständige nationale Politik zu verfügen, die zur 

Entwicklung eines konkreten Projekts, zur Einreichung eines Antrags für die Errichtung und 

den Betrieb eines Tiefenlagers und zu dessen tatsächlicher Umsetzung führen kann, sollte dies 

letztendlich die vom König gewählte Lösung für die langfristige Entsorgung radioaktiver 

Abfälle der Kategorien B und C sein.” 

Die FANK ist der Ansicht, dass das Ziel „Festlegung des Entscheidungsprozesses” zu 

restriktiv ist und als Widerspruch zu einem partizipativen Ansatz angesehen werden 

könnte. Eine allgemeinere Formulierung wäre angemessener, um eine bessere 

Übereinstimmung mit dem reversiblen Charakter der nationalen Politik und 

insbesondere mit dem evolutiven Charakter des partizipativen Entscheidungsprozesses 

zu gewährleisten. 

 
4.2. Langfristige Entsorgungslösung für radioaktive Abfälle  

 
Vorentwurf des Königlichen Erlasses Artikel 3 Paragraph 1 [3] 

Unter Berücksichtigung des Stands der Technik und der in ihren früheren 

Stellungnahmen [6] und [15] beschriebenen Elemente hält die FANK an ihrer Position 

fest, dass die Tiefenlagerung, sei es in Stollen oder tiefen Bohrlöchern, die sicherste Option 

für die langfristige Entsorgung hochradioaktiver und/oder langlebiger Abfälle darstellt.  

 
4.3. Übereinstimmung des Vorentwurfs des Königlichen Erlasses mit den Bestimmungen 

des FANK-Gesetzes und dessen Ausführungserlasse 
 

Artikel 6 des Vorentwurfs des Königlichen Erlasses [3] sieht die Festlegung von Kriterien für 

die Bewertung der Kapazität des Untergrunds durch die NERAS nach Stellungnahme der 

FANK vor. Gemäß der Entscheidung des Ministerrats vom 19. Dezember 2025 ist vorgesehen, 

die Bestimmungen von Artikel 61.5 des Königlichen Erlasses vom 30. November 2011 [16], 

insbesondere den Grundsatz der Optimierung, auch auf die Tiefenlagerung ab der Phase der 

Standortauswahl anzuwenden. In diesem Zusammenhang würden die bei der Auswahl der 

Wirtsformation und des Standorts zu berücksichtigenden Sicherheitsaspekte von der FANK in 

einer technischen Verordnung festgelegt werden. Diese Elemente sollten anschließend von der 

NERAS bei der Ausarbeitung der Bewertungskriterien berücksichtigt werden. 

In diesem Zusammenhang fordert die FANK eine Klarstellung von Artikel 6, Paragraph 

1 [3], in dem präzisiert wird, dass die NERAS die Bewertungskriterien in 

Übereinstimmung mit den von der FANK festgelegten Sicherheitsanforderungen 

vorschlagen wird. 
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Die Rechtsgrundlage für Artikel 6 Paragraph 3, 7 Paragraph 4 und 8 Paragraph 2 ist nicht 

eindeutig.  Die Regulierungsbefugnis des Königs kann nicht durch einen Königlichen Erlass 

erweitert, eingeschränkt oder geändert werden. Das Gleiche gilt für die beratende Zuständigkeit 

der Agentur bei der Verabschiedung eines solchen Königlichen Erlasses.  

Die FANK stellt fest, dass Artikel 5 des Vorentwurfs des Königlichen Erlasses [3] den Umfang 

der Stellungnahme, die sie im Rahmen des Entscheidungsprozesses abzugeben hat, definiert 

und die Fristen festlegt. In Bezug auf Artikel 7 Paragraph 3 sowie auf Artikel 8 Paragraph 2 [3] 

stellt die FANK fest, dass der Vorentwurf des Königlichen Erlasses ein 

Vorabkonsultationsverfahren einführt, das nicht dem in Artikel 16/1 des FANK-Gesetzes [1] 

und dessen Ausführungserlassen vorgesehenen Mechanismus entspricht. Es wäre kohärenter 

anzugeben, dass die NERAS eine Vorabkonsultation gemäß Artikel 16/1 des FANK-Gesetzes 

[1] durchführt. 

Die FANK fordert daher, die Artikel 5, 6, 7 und 8 des Entwurfs des Königlichen Erlasses 

[3] mit den Bestimmungen des FANK-Gesetzes [1] bzw. des Gesetzes vom 8. August 1980 

[5] sowie deren Ausführungserlasse in Einklang zu bringen, um die rechtliche Kohärenz 

und die einheitliche Anwendung des Rechtsrahmens zu gewährleisten. 

 
4.4. Prozess der Sensibilisierung und des gesellschaftlichen Engagements auf nationaler 

Ebene 
 
Aus dem Bericht an den König [3] geht hervor, dass die erste Phase des Entscheidungsprozesses 

die Fortsetzung eines seit 2010 laufenden Prozesses zur Sensibilisierung der Gesellschaft ist, 

der alle wichtigen Akteure der Gesellschaft vereint und über die Verabschiedung des Erlasses 

hinaus fortgesetzt werden soll. Dieser Schritt, der in dieser Stellungnahme als „Phase Null“ 

bezeichnet wird, ist jedoch nicht im Erlass selbst enthalten. 

Diese „Phase Null“ ist jedoch von entscheidender Bedeutung, da die Tiefenlagerung 

Überlegungen aufwirft, die über den rein lokalen Rahmen hinausgehen, wenn man die 

Verantwortung gegenüber den heutigen und zukünftigen Generationen betrachtet. 

Die Schaffung eines gesellschaftlichen Bewusstseins und Engagements auf nationaler Ebene 

im Vorfeld der Konsultation der Gemeinden erscheint daher als ein strukturierendes Element 

des Entscheidungsprozesses, das in den Erlass aufgenommen werden sollte. Die Möglichkeit, 

den Entscheidungsprozess am Ende dieses Schritts im Hinblick auf die nachfolgenden Phasen 

anzupassen, sollte vorgesehen werden. Ein solcher Ansatz würde dazu beitragen, einen 

konstruktiven Dialog und die notwendigen Voraussetzungen für die Akzeptanz zu schaffen. 

Diese „Phase Null“ würde es auch ermöglichen, die Elemente des ersten „roten Fadens“ aus 

der öffentlichen Debatte „Jetzt für die Zukunft“ ( [8] & [9]) zu integrieren: 

• Sich auf einen ethischen Rahmen stützen. 

• Die Voraussetzungen für eine breite und kontinuierliche Beteiligung gewährleisten. 

• Für geeignete Akteure, klar abgegrenzte Rollen und transparente Zuständigkeiten 

sorgen. 

Diese Elemente sind wesentliche Voraussetzungen für die Einrichtung eines partizipativen 

Entscheidungsprozesses. Sie stellen konkrete Inhaltsansätze dar, die sofort angegangen werden 

können. 
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Die FANK fordert, in den Vorentwurf des Königlichen Erlasses eine Phase der 

Sensibilisierung und des gesellschaftlichen Engagements auf nationaler Ebene 

aufzunehmen. 

 
4.5. Freiwilliger Ansatz zur Standortauswahl  

 
Die gängigen Ansätze zur Standortauswahl sind folgende: 

• Freiwilliger Ansatz, bei dem die Identifizierung potenzieller Standorte mit der 

Einbeziehung von Gemeinden beginnt, die möglicherweise Interesse an der Aufnahme 

einer Lagerstätte haben. 

• Geowissenschaftlicher, technologischer und sicherheitstechnischer Ansatz, bei dem die 

Identifizierung potenzieller Standorte das Ergebnis eines Vorauswahlverfahrens ist, das 

auf geowissenschaftlichen, technischen und sicherheitstechnischen Kriterien basiert. 

• Gemischter Ansatz, der Elemente des gesellschaftlichen Engagements mit 

geowissenschaftlichen, technologischen und sicherheitstechnischen Aspekten 

verbindet. 

Jeder dieser Ansätze hat spezifische Vor- und Nachteile sowie Risikoprofile. Daher scheint die 

Wahl des Ansatzes für die Standortauswahl ein Schlüsselelement für den Erfolg des 

partizipativen Entscheidungsprozesses zu sein und sollte Gegenstand eingehender 

Überlegungen auf nationaler Ebene sein.  

Der Entsorgungsplan sieht einen vollständig freiwilligen Ansatz vor, der auf einer 

Interessensbekundung der Gemeinden basiert, die einen Dialog aufnehmen möchten. Es liegt 

nicht in der Zuständigkeit der FANK, sich zur Wahl des Ansatzes für die Standortauswahl zu 

äußern. Für die Sicherheit ist es jedoch unerlässlich, dass letztendlich ein Standort ausgewählt 

wird, der über eine ausreichende gesellschaftliche Grundlage verfügt. Sollte der gewählte 

Ansatz scheitern, könnte dies nachteilige Auswirkungen auf diese Sicherheit haben. Aus diesem 

Grund möchte die FANK auf die mit dem geplanten Ansatz  verbundenen Risiken aufmerksam 

machen, die sich wie folgt darstellen: 

• Ein Erfolg, der stark davon abhängt, wie der Prozess durchgeführt wird und wie gut die 

Gemeinden informiert werden. 

• Eine nicht zu vernachlässigende Wahrscheinlichkeit, dass nur wenige Gemeinden, wenn 

überhaupt, eine Interessenbekundung einreichen werden. Eine zu geringe Anzahl von 

Bewerbungen würde die Möglichkeiten, einen den Sicherheitsanforderungen 

entsprechenden Standort zu finden, erheblich einschränken. 

• Das Ausbleiben von Interessensbekundungen bedeutet nicht zwangsläufig Ablehnung, 

dennoch könnte eine verspätete Bewerbung für die Bevölkerung schwer akzeptabel und 

für die Gemeindebehörden heikel sein.² 

• Das Risiko, dass die Interessenbekundung kein ausreichend breites gesellschaftliches 

Spektrum innerhalb der Gemeinde widerspiegelt. 

• Die Frage der Unterstützung des Garanten für einen vollständig freiwilligen Ansatz, der 

ihm auferlegt wird, während die gesellschaftliche Debatte „Jetzt für die Zukunft” 

insbesondere zu Beginn des Auswahlverfahrens die Erstellung einer „Negativkarte” der 

Gebiete Belgiens vorgeschlagen hat, die mit einer Tiefenlagerung nicht vereinbar sind 

[9], was eher einem gemischten Ansatz entspricht. 
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• Zeitverlust durch Gespräche mit Gemeinden, von denen bekannt ist, dass sie über keine 

Standorte mit für die Lagerung günstigen Eigenschaften verfügen. 

• Der Verlust mehrerer Jahre im Falle eines Scheiterns des Prozesses. 

Die Konsultation der Gemeinden wirft ebenfalls mehrere Fragen auf, insbesondere hinsichtlich 

der Art und Weise, wie die NERAS die Gemeinden einzeln oder in Gruppen konsultieren wird, 

sowie hinsichtlich der Modalitäten für die Beteiligung der verschiedenen Interessengruppen, 

einschließlich der FANK und des Garanten. Ein vorheriger Prozess der Sensibilisierung und 

des gesellschaftlichen Engagements auf nationaler Ebene scheint ebenfalls ein entscheidendes 

Element zu sein (siehe vorheriger Kommentar in Abschnitt 4.4). 

Die FANK ist der Ansicht, dass Maßnahmen zur Begrenzung oder Minderung der mit 

dem gewählten Ansatz verbundenen Risiken ergriffen werden sollten.  

 
4.6. Einrichtung eines Garanten  

 
Die Einrichtung eines Garanten erscheint unerlässlich, um eine transparente und inklusive 

Verwaltung eines partizipativen Entscheidungsprozesses zu gewährleisten. Die internationale 

Erfahrung zeigt, dass die aktive Einbindung aller Interessengruppen, einschließlich der 

Zivilgesellschaft, entscheidend ist, um die gesellschaftliche Akzeptanz und den langfristigen 

Erfolg dieser komplexen Projekte zu gewährleisten (siehe Abschnitt 3.2 oben). Die IAEA 

identifiziert die Schaffung einer unabhängigen Stelle als bewährte Praxis und betont deren Rolle 

für die Legitimität und Nachhaltigkeit des partizipativen Entscheidungsprozesses [17]. 

Der Vorentwurf des Königlichen Erlasses weist der NERAS eine zentrale Rolle als Verwalter 

und Koordinator bei der Steuerung des Entscheidungsprozesses zu, was so verstanden werden 

kann, dass anderen Akteuren nur wenig Raum für eine wirksame Beteiligung an den 

Steuerungsmechanismen bleibt. In diesem Zusammenhang scheint die Rolle des Garanten 

hauptsächlich auf eine Überwachungsfunktion beschränkt zu sein. 

Nach dem vorgeschlagenen Entscheidungsprozess wäre die NERAS insbesondere für 

Folgendes zuständig: 

• Diesen Entscheidungsprozess vorschlagen 

• Den Zeitplan für die Umsetzung festlegen 

• Dem Garanten einen ethischen Rahmen vorschlagen 

• In den verschiedenen Phasen den Garanten und die FANK konsultieren 

• Die Gemeinden (Gemeindegruppen) konsultieren 

• Plattformen/Strukturen für den Dialog mit den Gemeinden einrichten 

• Bewertungskriterien für den Untergrund festlegen 

• Technische Studien zu den interessierten Gemeinden durchführen 

• Potenzielle Lösungen bewerten (alternative und gemeinsame Lösungen) 

• Dem Ministerrat die Lösungsvorschläge unterbreiten 

• Die Dialogplattform verwalten 

Nach Ansicht der FANK könnte es sinnvoll sein, bestimmte Modalitäten der Umsetzung des 

Prozesses in größerem Umfang dem Garanten zu übertragen. Die Zuständigkeiten und 
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Berichtspflichten des Garanten sollten in einem Gesetz und nicht in einem Königlichen Erlass 

festgelegt werden. 

Die FANK gibt eine positive Stellungnahme zum Grundsatz der Schaffung eines Garanten 

im Rahmen des partizipativen Entscheidungsprozesses ab.  

Damit der partizipative Entscheidungsprozess wirksam ist, muss er von einer Stelle 

geleitet werden, die von den bestehenden institutionellen Akteuren unabhängig ist und 

Transparenz und Unparteilichkeit gewährleisten kann. Durch seine Unabhängigkeit wird 

nicht nur eine breitere Akzeptanz erreicht, sondern auch die Legitimität der getroffenen 

Entscheidungen gestärkt. 

Um zu verhindern, dass dieses Gremium zu einer bloßen Diskussionsinstanz ohne Einfluss 

wird, ist es unerlässlich, dass es über ein ausreichend weit gefasstes Mandat verfügt, um 

den Anliegen der Bürger und der Zivilgesellschaft angemessen Rechnung tragen zu 

können. Dies ist eine unverzichtbare Voraussetzung für eine echte gesellschaftliche 

Akzeptanz, die wiederum Garant für den Erfolg des partizipativen 

Entscheidungsprozesses und der Standortauswahl und damit für die Sicherheit ist. 

 
4.7. Alternativen und gemeinsame Lagerung 

 

Der Vorentwurf des Königlichen Erlasses (Artikel 3 [3]) sieht vor, dass die NERAS 

Alternativen zur geplanten Entsorgungslösung sowie die Möglichkeit einer gemeinsamen 

Lagerung prüft. Der Vorentwurf des Königlichen Erlasses und der Bericht an den König 

enthalten jedoch keine Angaben zu den Modalitäten, nach denen diese Prüfung durchgeführt 

werden soll, noch zum partizipativen Rahmen, in dem sie stattfinden soll. 

Die FANK fordert, dass der Königliche Erlass und sein Bericht an den König den 

partizipativen Rahmen für die Entscheidung bei der Prüfung von Alternativen 

detaillierter beschreiben. Diese Untersuchung sollte über eine reine Literaturanalyse 

hinausgehen. 

 

5. Schlussfolgerung 
 

Als Behörde für nukleare Sicherheit hat die FANK die Aufgabe, die Bevölkerung, die 

Arbeitnehmer und die Umwelt vor den Gefahren ionisierender Strahlung zu schützen.  

Unter Berücksichtigung des Stands der Technik bekräftigt die FANK, dass die Tiefenlagerung 

die sicherste langfristige Entsorgungsoption für hochradioaktive und/oder langlebige Abfälle 

darstellt. Die effektive Entwicklung dieser Lösung und insbesondere die Auswahl eines 

geeigneten Standorts stellen eine große Herausforderung für die Sicherheit dar. 

Es ist daher unerlässlich, den Entscheidungsprozess nicht zum Stillstand kommen zu lassen und 

so bald wie möglich mit der Standortauswahl zu beginnen. Der Erfolg dieses Vorgehens beruht 

auf einer soliden gesellschaftlichen Grundlage, die durch einen transparenten partizipativen 

Entscheidungsprozess ermöglicht wird. In dieser Hinsicht ist die Ernennung eines von den 

institutionellen Akteuren unabhängigen Garanten mit einem ausreichend weit gefassten und 

klar definierten Mandat ein wesentlicher Hebel, um die Unparteilichkeit, Legitimität und 

Wirksamkeit des Prozesses zu gewährleisten.  
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Darüber hinaus weist die FANK auf die Risiken hin, die mit einem vollständig freiwilligen 

Ansatz bei der Standortauswahl verbunden sind, und ist der Ansicht, dass Maßnahmen zur 

Risikominderung vorgesehen werden müssen. Der Erfolg des Standortauswahlverfahrens setzt 

auch eine ausreichende Sensibilisierung und ein ausreichendes gesellschaftliches Engagement 

auf nationaler Ebene voraus, was eine unverzichtbare Voraussetzung für jede lokale 

Konsultation ist.  
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